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SPK-SR Staatspolitische Kommission des Ständerats
UNO Organisation der Vereinten Nationen
APK-SR Aussenpolitische Kommission des Ständerates
EFK Eidgenössische Finanzkontrolle
SiK-NR Sicherheitspolitische Kommission des Nationalrates
EGMR Europäischer Gerichtshof für Menschenrechte
EDA Eidgenössisches Departement für auswärtige Angelegenheiten
GICHD Genfer Internationales Zentrum für Humanitäre Minenräumung
DCAF Genfer Zentrum für die demokratische Kontrolle der Streitkräfte

CIP-CE Commission des institutions politiques du Conseil des États
ONU Organisation des Nations unies
CPE-CE Commission de politique extérieure du Conseil des Etats
CDF Contrôle fédéral des finances
CPS-CN Commission de la politique de sécurité du Conseil national
CrEDH Cour européenne des droits de l'homme
DFAE Département fédéral des affaires étrangères
CIDH Centre international de déminage humanitaire
CDFA Centre pour le contrôle démocratique des forces armées
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Allgemeine Chronik

Aussenpolitik

Beziehungen zu internationalen Organisationen

Im September 2019 befasste sich die grosse Kammer mit dem Rahmenkredit 2020-
2023 für drei Genfer Zentren. Der Kredit in der Höhe von CHF 128 Mio. soll die
finanzielle Unterstützung des Zentrums für Sicherheitspolitik, des Internationalen
Zentrums für humanitäre Minenräumung GICHD und des Zentrums für die
demokratische Kontrolle von Streitkräften DCAF für den Zeitraum 2020-2023
sicherstellen. Diese Subventionszahlungen werden bereits seit 2002 geleistet und
wurden seither vier Mal verlängert, zuletzt 2015, wobei der Rahmenkredit im
vorliegenden Fall vier Millionen höher ausfiel als in der letzten Periode. 
Aufgrund des internationalen Renommees der drei Zentren sowie des hohen
Stellenwerts der Schweizer Sicherheits- und Friedenspolitik war die Unterstützung auch
im Nationalrat grundsätzlich unumstritten. Verschiedene Minderheiten forderten
jedoch entweder eine Aufteilung der drei Kredite oder weiterführende Bedingungen für
den DCAF-Kredit. Begründet wurde die verlangte Kreditteilung mit den
unterschiedlichen Zielsetzungen der Zentren und deren juristischer Unabhängigkeit.
Ein Mitbericht der Finanzkommission stellte zudem Mängel bei der
Finanzberichterstattung und unklar formulierte Leistungsverträge des DCAF fest.
Generell wurde mehrfach der Ruf nach mehr Transparenz in den drei Zentren laut. So
forderte etwa eine Minderheit um Nationalrat Egger (cvp, Wallis) eine Harmonisierung
der Subventionsverträge und der Berichterstattung der drei Zentren. Die
Minderheitsanträge blieben letztlich aber chancenlos. Die Mehrheit wollte vor allem
verhindern, dass durch die Kreditaufteilung gemeinsame Projekte der drei Zentren
erschwert werden würden und Synergien verloren gingen. Angenommen wurde
hingegen eine Ergänzung der vorbehandelnden SIK-NR, die bedingt, dass die erste
Zahlung an das DCAF erst dann erfolgt, wenn der Subventionsvertrag zwischen dem
Bundesrat und der Stiftung DCAF überarbeitet wurde. Damit folgte man zumindest
teilweise dem Bericht der Finanzkommission. Der anwesende Bundesrat Ignazio Cassis
bat den Nationalrat um einen Entscheid, der sich spätestens bis zum Ende der
Wintersession mit dem Ständerat bereinigen liesse, damit der Betrieb der Zentren im
kommenden Jahr aufrecht erhalten werden könne.
Schliesslich stimmte der Nationalrat der Vorlage inklusive der Ergänzung mit 150 zu 35
Stimmen (bei 6 Enthaltungen) zu, womit sie dem Ständerat zur Differenzbereinigung
überwiesen wurde. 1

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 18.09.2019
AMANDO AMMANN

Der Ständerat beriet in der Wintersession 2019 ein zweites Mal über den Rahmenkredit
2020-2023 für drei Genfer Zentren, um die Differenz zum Nationalrat zu bereinigen.
Dieser hatte zusätzliche Auflagen für die Finanzierung des DCAF gefordert. Für den
Nationalrat waren die Anforderungen des Subventionsgesetzes nicht erfüllt, obwohl
sowohl das EDA als auch die eidgenössische Finanzkontrolle (EFK) in der Vergangenheit
nichts zu beanstanden gehabt hatten. Josef Dittli (fdp, UR) empfahl als Sprecher der
SPK-SR, die Differenz zu bereinigen und dem Nationalrat zuzustimmen. Weil die EFK in
der Zwischenzeit jedoch ein Kurzgutachten verfasst habe, welches sowohl den
Jahresvertrag 2020 als auch den Rahmenvertrag mit der DCAF für gesetzeskonform
befunden hätte, würde – laut Dittli – das Zentrum die geforderten Auflagen bereits
erfüllen. Bundesrat Cassis wehrte sich nicht gegen die Ergänzung, die durch den
Nationalrat vorgeschlagen wurde, insbesondere weil diese nun bereits erfüllt war. Er bat
den Ständerat daher darum, dem Antrag zuzustimmen, was dieser auch einstimmig tat. 2

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 10.12.2019
AMANDO AMMANN

Nach der Fristverlängerung in der Frühjahrssession 2019 wurde in der Herbstsession
2020 eine weitere Verlängerung der überwiesenen Motion von Dick Marty (fdp, TI) «Die
UNO untergräbt das Fundament unserer Rechtsordnung» nötig. Der Sprecher der
APK-SR, Damian Müller (fdp, LU), argumentierte, dass die Aufrechterhaltung und die
regelmässige parlamentarische Behandlung dem Bundesrat die Möglichkeit eröffne, das
Parlament über neue Entwicklungen bei der Verbesserung der Rechtsstaatlichkeit der
Anti-Terror-Sanktionen des UNO-Sicherheitsrates zu informieren. Das Hauptanliegen
der Motion Marty sei eigentlich erfüllt, da der EGMR in einem Verfahren gegen die
Schweiz entschieden hatte, dass UNO-Sanktionen von einem Schweizer Gericht auf
Willkür geprüft werden müssen. Betroffenen Personen stehe dadurch in der Schweiz
der Rechtsweg offen, um die Willkürlichkeit eines Listeneintrags überprüfen zu lassen.

MOTION
DATUM: 25.09.2020
AMANDO AMMANN
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Da sich die Schweiz aber weiterhin für die «Effizienz und die Legitimität von UNO-
Sanktionen» einsetzen wolle, beispielsweise durch die Stärkung des Rechtsschutzes
aller UNO-Sanktionsregime und der Kompetenzerweiterung der Ombudsperson,
beantragte die APK-SR einstimmig eine erneute Fristverlängerung. 
Der anwesende Bundesrat Ignazio Cassis lobte die bisherigen Errungenschaften der
Schweiz, insbesondere die Einführung einer Ombudsperson, die seit 2018 in Schweizer
Hand sei. Da deren Kompetenzen und institutionelle Verankerung bis anhin jedoch
unzureichend seien, setze sich die Schweiz mit gleichgesinnten Staaten weiterhin für
die Stärkung von Verfahrensgarantien ein. Der Ständerat verlängerte die
Behandlungsfrist des Geschäfts schliesslich um ein weiteres Jahr. Auch der Nationalrat
verlängerte die Behandlungsfrist des Geschäfts, in diesem Fall gar ohne Wortmeldung. 3

1) AB NR, 2019, S. 1650 f.; AB NR, 2019, S. 1652 ff.; AB NR, 2019, S. 1659 ff.
2) AB SR, 2019, S. 1122 f.
3) AB NR, 2020, S. 1889; AB SR, 2020, S. 826 f.
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